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Executive Summary 

Industriequote als Zielgröße für grünen Wasserstoff. Die Industriequote in der europäischen 

Erneuerbare-Energien-Richtlinie III (RED III) sieht vor, dass im Jahr 2030 42 % und im Jahr 2035 

60 % des industriell genutzten Wasserstoffs durch grünen Wasserstoff gedeckt werden. Die Quote 

ist auf Ebene der Mitgliedstaaten definiert. Damit stellt sich für die nationale Umsetzung die 

Frage, mit welchen regulatorischen Instrumenten der Einsatz von grünem Wasserstoff in der 

Industrie angereizt werden kann und welche Kostenwirkungen daraus entlang industrieller 

Wertschöpfungsketten entstehen. 

Ziel der Analyse. Die vorliegende Studie greift diese Fragestellung auf und quantifiziert, wie sich 

Mehrkosten für grünen Wasserstoff entlang zweier ausgewählter Wertschöpfungsketten auf 

nachgelagerte Produkte übertragen lassen. Betrachtet werden zum einen die 

Ammoniakproduktion und deren Weiterverwendung über Stickstoffdünger in landwirtschaftlichen 

Produktpfaden. Zum anderen wird die wasserstoffbasierte Primärstahlproduktion und die 

Weiterverwendung in der Automobilindustrie analysiert. Die beiden Beispiele bilden 

unterschiedliche Ausgangssituationen ab: Ammoniak steht für eine bereits bestehende 

industrielle Wasserstoffanwendung, während Stahl eine potenzielle neue Wasserstoffanwendung 

im Zuge eines Technologiewechsels darstellt. 

Wertschöpfungskette Ammoniak. Die Ammoniakproduktion basiert heute überwiegend auf 

fossilem Wasserstoff und wäre daher unmittelbar von einer Industriequote für grünen Wasserstoff 

betroffen. In der Analyse werden die Mehrkosten einer grünen Ammoniakroute über 

Stickstoffdünger auf Winterweizen, Kartoffeln und Rapsöl übertragen. Je Produkteinheit 

erscheinen die Mehrkosten zunächst begrenzt: Sie betragen 1,9 ct/kg Winterweizen, 0,3 ct/kg 

Kartoffeln und 8,5 ct/l Rapsöl. Auf der landwirtschaftlichen Erzeugerstufe können sie jedoch 

deutlich stärker wirken: Der vereinfachte Deckungsbeitrag (Erlös abzüglich variabler Kosten) sinkt 

bei Winterweizen um rund 24 %, bei Kartoffeln um rund 1 % und bei Rapsöl um rund 12 %. Zugleich 

ergeben sich auf Basis der Erntemengen 2025 relevante Wasserstoffbedarfe von 4,75 TWh für 

Winterweizen, 0,40 TWh für Kartoffeln und 1,42 TWh für den Rapsölpfad. 

Wertschöpfungskette Stahl. In der Stahlproduktion besteht derzeit noch keine 

Wasserstoffnachfrage. Wasserstoff könnte künftig im Zuge einer Umstellung von der 

Hochofenroute auf eine Direktreduktionsroute eingesetzt werden. Die Analyse überträgt die 

Mehrkosten einer grünen Primärstahlroute auf die Automobilproduktion. Bei vollständiger 

Weitergabe ergeben sich zusätzliche Produktionskosten von rund 130 € je Fahrzeug. Dies 

entspricht unter 0,5 % des durchschnittlichen Endkundenpreises eines Pkw. Je nach Bezugsgröße 

würde der zugrunde liegende Wasserstoffbedarf 2,6 TWh bezogen auf Neuzulassungen bzw. 

3,7 TWh bezogen auf in Deutschland produzierten Fahrzeugen betragen.  

Unterschiedliche Wirkmechanismen der Industriequote. Die beiden Wertschöpfungsketten 

zeigen, dass die Industriequote je nach Ausgangssituation unterschiedlich wirkt. In bestehenden 

Wasserstoffanwendungen kann sie direkt zur Substitution von grauem durch grünen Wasserstoff 

führen. Dadurch entstehen Mehrkosten in etablierten Produktionsprozessen, deren Weitergabe 
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entlang nachgelagerter Stufen unsicher sein kann. In potenziell neuen Wasserstoffanwendungen 

beeinflusst die Vorgabe hingegen nicht nur die Höhe der Mehrkosten, sondern auch die 

Wirtschaftlichkeit eines Technologiewechsels. Eine verpflichtende Nutzung grünen Wasserstoffs 

kann dadurch unter Umständen den Markthochlauf neuer wasserstoffbasierter Produktionsrouten 

erschweren. 

Das Dilemma des regulatorischen Ansatzpunkts. Die Analyse verdeutlicht einen Zielkonflikt bei 

der Ausgestaltung zusätzlicher Instrumente zur Erfüllung der Industriequote. Ein Ansatzpunkt auf 

der ersten Stufe der Wertschöpfungskette, also dort, wo Wasserstoff eingesetzt wird, ist 

regulatorisch vergleichsweise einfach: Es gibt wenige Akteure, standardisierte Produkte und 

einen messbaren Wasserstoffeinsatz. Gleichzeitig treffen die Mehrkosten zunächst vorgelagerte 

Akteure, die häufig im internationalen Wettbewerb stehen und nur begrenzte Möglichkeiten zur 

Kostenweitergabe haben. Ein Ansatzpunkt auf späteren, marktnäheren Stufen kann die 

Weitergabe von Mehrkosten erleichtern und potenzielle Zahlungsbereitschaften besser 

adressieren. Gleichzeitig steigen dort die Anforderungen an Nachweis, Zuordnung und 

regulatorische Umsetzung erheblich. 

Einordnung für die Umsetzung der RED III. Die Industriequote ist als Zielgröße für den Einsatz 

von grünem Wasserstoff auf Ebene der Mitgliedstaaten zu verstehen. Die Analyse zeigt, dass ihre 

ökonomischen Wirkungen stark davon abhängen, welche Anwendungen betroffen sind, wo entlang 

der Wertschöpfungskette eine verpflichtende Quote ansetzen würde und ob Mehrkosten 

weitergegeben werden können. Dabei unterscheiden sich bestehende Wasserstoffanwendungen 

und potenziell neue Wasserstoffanwendungen grundlegend. Für die nationale Umsetzung bleibt 

daher zentral, wie Nachfrage nach grünem Wasserstoff angereizt werden kann, ohne 

Wettbewerbsnachteile für vorgelagerte Produktionsstufen zu verstärken oder Investitionen in 

neue wasserstoffbasierte Produktionsrouten zu hemmen. 
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1 Die Industriequote in der EU-Richtlinie RED III 

Zur Erreichung der Klimaneutralität ist, laut normativen Szenarien, ein signifikanter Hochlauf der 

Wasserstoffnutzung erforderlich (BET & EWI, 2025). Insbesondere in der Industrie sind zentrale 

Prozesse nur begrenzt durch Elektrifizierung oder andere Prozesse dekarbonisierbar. Für das Jahr 

2030 wird in diesem Zusammenhang in den Langfristszenarien des BMWE ein zukünftiger Bedarf 

an grünem Wasserstoff in der Größenordnung von etwa 16 bis 26 TWh in der Industrie erwartet 

(siehe Abbildung 1). Dabei entstehen vor allem in der Metallerzeugung sowie der 

Grundstoffchemie substanzielle Bedarfe an grünem Wasserstoff (BMWK LFS, 2024). 

Demgegenüber steht der Status quo, in dem Stand August 2024 bereits rund 37 TWh Wasserstoff 

eingesetzt werden, allerdings in Form von grauem Wasserstoff (EWI, 2024a). Grauer Wasserstoff 

wird durch Dampfreformierung von Erdgas produziert. 

Einführung der Industriequote. Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie III der EU (Renewable 

Energy Directive, RED III), die im Jahr 2023 in Kraft getreten ist, sieht verbindliche Quoten für 

den Einsatz von RFNBO-konformem, sogenanntem grünen Wasserstoff in der Industrie vor. Diese 

liegen bei 42 % im Jahr 2030 und 60 % im Jahr 2035. Diese sogenannte Industriequote setzt damit 

direkte Vorgaben auf Ebene der Mitgliedsstaaten zur Transformation industrieller 

Produktionsprozesse durch den Einsatz von grünem Wasserstoff (EU-Kommission, 2023). 

Gegenstand der Industriequote ist der energetisch und stofflich genutzte Wasserstoff im 

Industriesektor. Eine zentral betroffene Branche ist somit aktuell die chemische Industrie, vor 

allem die Ammoniak- und Methanolproduktion. Perspektivisch werden jedoch auch die Bereiche 
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Abbildung 1: Zukünftiger Wasserstoffbedarf 

Eigene Darstellung basierend auf  BMWK LFS (2024) 
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beeinflusst, in denen die Einführung von Wasserstoff heute geplant und diskutiert wird, z. B. bei 

der Stahlproduktion und zur Bereitstellung von Prozesswärme. Die Quote gilt nicht für (1) 

Wasserstoff, der als Zwischenprodukt zur Herstellung konventioneller Kraftstoffe verwendet 

wird; (2) Wasserstoff, der als Nebenprodukt anfällt; (3) Wasserstoff, der aus industriellem Restgas 

entsteht und dieses ersetzt. Damit ist der Einsatz von Wasserstoff in Raffinieren zur 

Kraftstoffherstellung ausgeschlossen. Von den aktuell in Deutschland eingesetzten ca. 37 TWh 

grauen Wasserstoff fallen somit nur ca. 17 TWh unter die Industriequote. Bei einer Quote von 

42 % im Jahr 2030 ergibt sich daraus ein Bedarf für grünen Wasserstoff von ca. 7 TWh. Dieser 

Bedarf könnte sich erhöhen, wenn zusätzliche Wasserstoffnachfrage in Branchen entsteht, die 

bisher keinen Wasserstoff einsetzen. 

Umsetzung im deutschen Recht. Die konkrete Umsetzung der Industriequote erfolgt auf Ebene 

der Mitgliedstaaten. Die Ausgestaltung der Industriequote ist dabei von einem Zielkonflikt 

geprägt. Da die Industriequote der EU-Richtlinie auf die Gesamtindustrie der Mitgliedsstaaten 

bezogen ist, müssen die nationalen Regierungen sicherstellen, dass dieses Ziel erreicht wird. 

Hierfür kommen unterschiedliche Umsetzungsoptionen in Betracht, etwa eine Quote auf 

Branchenebene oder eine unternehmens- bzw. standortscharfe Ausgestaltung (auf Ebene 

einzelner Produktionsstandorte). Eine Quote auf Branchenebene kann Unterschiede in 

Zahlungsbereitschaften und CO2-Vermeidungskosten zwischen den Branchen berücksichtigen. 

Gleichzeitig bleibt die konkrete Anreizwirkung auf einzelne Unternehmen begrenzt, da keine 

unmittelbare Verpflichtung auf Unternehmensebene besteht. Demgegenüber kann eine 

Ausgestaltung bezogen auf Unternehmen oder Produktionsstandorte gezielte Investitionssignale 

setzen. Gleichzeitig bestehen hier erhebliche Risiken für die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit, da zusätzliche Kosten unmittelbar einzelne Produktionsstandorte 

betreffen. Außerdem würde eine solche Quote den Infrastrukturbedarf deutlich erhöhen, um die 

geforderte Wasserstoffnutzung vor Ort zu ermöglichen.  

Die Überführung in nationales Recht sollte innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten der RED 

III im November 2023 geschehen. Im europäischen Vergleich haben bislang nur wenige EU-Länder 

die Industriequote in nationales Recht übersetzt: Italien (Italienische Regierung, 2026), Rumänien 

(Rumänische Regierung, 2025), Litauen (Seimas der Republik Litauen, 2025) und die Slowakei 

(Nationalrat der Slowakischen Republik, 2025). Für die Umsetzung sehen diese 

Gesetzesbeschlüsse ausnahmslos eine aggregierte Industriequote für die Gesamtindustrie vor. 

Neben diesen Staaten liegt außerdem ein Gesetzesentwurf in den Niederlanden vor, der bislang 

nicht verabschiedet ist (Niederländischer Staatsrat, 2025). Dort soll ebenfalls eine aggregierte 

Industriequote eingeführt werden. In Deutschland liegt hingegen bislang kein konkreter Vorschlag 

zur Umsetzung der Industriequote in nationales Recht vor, wodurch zentrale 

Ausgestaltungsfragen weiterhin offen sind.  

Grundsätzlich besteht in allen EU-Mitgliedsstaaten das Risiko, dass die Implementierung der 

Industriequote zu Wettbewerbsnachteilen für in der EU produzierende Unternehmen führt. 

Insbesondere hoher internationaler Preisdruck kann dazu beitragen, dass entstehende 

Mehrkosten nicht entlang der Wertschöpfungskette weitergegeben werden können und somit bei 

den betroffenen Unternehmen verbleiben. Vor dem Hintergrund der fortwährenden Differenz 

zwischen hohen Bereitstellungskosten von grünem Wasserstoff und niedriger 

Zahlungsbereitschaft in den unterschiedlichen Industriebranchen, ergibt sich die Notwendigkeit 
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von weiterführenden regulatorischen Instrumenten, um die Erreichung der Industriequote 

sicherzustellen. 

Aufbau der Analyse. Vor diesem Hintergrund analysieren wir die Mehrkosten für den Einsatz von 

grünem Wasserstoff und die potenzielle Wasserstoffnachfrage von ausgewählten 

Wertschöpfungsketten. Ausgehend von dem in Studien erwarteten frühzeitigen Wasserstoffbedarf 

in der Grundstoffchemie und der Metallerzeugung liegt der Fokus exemplarisch auf dem Einsatz 

von Wasserstoff bei der Ammoniakproduktion für landwirtschaftliche Anwendungen sowie auf der 

wasserstoffbasierten Stahlherstellung für die Automobilindustrie. Die methodische 

Vorgehensweise wird in Kapitel 2 dargelegt, während die Analyse der daraus resultierenden 

Kostenwirkungen sowie eine Einordnung der betrachteten Wertschöpfungsketten in den 

Kapiteln 3 und 4 erfolgen. Die übergeordnete Einordnung der Ergebnisse wird in Kapitel 5 

vorgenommen, bevor Kapitel 6 die zentralen Schlussfolgerungen zusammenführt. 
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2 Methodisches Vorgehen der 
Wertschöpfungskettenanalyse 

Die Industriequote sieht vor, den Anteil grünen Wasserstoffs am industriell genutzten Wasserstoff 

zu erhöhen. Dabei stellt sich die Frage, welche Kostenwirkungen entstehen können, wenn in 

industriellen Anwendungen grauer bzw. konventionell erzeugter Wasserstoff durch grünen 

Wasserstoff ersetzt wird oder wenn neue wasserstoffbasierte Produktionsrouten unmittelbar auf 

grünen Wasserstoff angewiesen sind. Die vorliegende Analyse setzt an dieser Schnittstelle an und 

untersucht, wie sich höhere Kosten für grünen Wasserstoff entlang ausgewählter 

Wertschöpfungsketten übertragen und an nachgelagerte Produktionsstufen weitergegeben 

werden können. 

Hierzu werden zwei Wertschöpfungsketten betrachtet, die unterschiedliche Ausgangssituationen 

des industriellen Wasserstoffeinsatzes abbilden. Zum einen wird mit der Ammoniak-

Wertschöpfungskette eine bestehende stoffliche Wasserstoffanwendung untersucht, bei der eine 

Substitution von grauem durch grünen Wasserstoff möglich ist. Zum anderen wird mit der Stahl-

Wertschöpfungskette eine Anwendung betrachtet, bei der Wasserstoff künftig im Zuge eines 

Technologiewechsels eingesetzt werden könnte. Der Vergleich dieser beiden Anwendungsfälle 

ermöglicht es, unterschiedliche Wirkmechanismen der Industriequote zu analysieren. Die 

konkrete Ausgestaltung der betrachteten Wertschöpfungsketten wird in den Kapiteln 3 und 4 

dargestellt. 

Die Kostenwirkungen werden jeweils als Differenz zwischen einer grünen Route und einer 

Referenzroute bestimmt. Die Mehrkosten je Produkt werden dann als der Differenz zwischen den 

Kosten der grünen und grauen Route berechnet: 

𝛥𝐶𝑖 = 𝑐𝑔𝑟ü𝑛 − 𝑐𝑔𝑟𝑎𝑢 

Dabei bezeichnet 𝛥𝐶𝑖 die Mehrkosten je Einheit Produkt i und 𝑐 𝑔𝑟ü𝑛 bzw. 𝑐𝑔𝑟𝑎𝑢 die Kosten der 

grünen bzw. grauen Route. 

Die grüne Route basiert auf dem Einsatz grünen Wasserstoffs. Die Referenzroute beschreibt den 

jeweils relevanten heutigen bzw. konventionellen Herstellungsprozess. Bei bestehenden 

Wasserstoffanwendungen ist dies der Einsatz von fossilem Wasserstoff. Bei neuen 

Wasserstoffanwendungen werden dagegen die Kosten der konventionellen Produktionsroute ohne 

Wasserstoffeinsatz als Referenz herangezogen. Die Analyse quantifiziert damit indikativ den 

Kostenimpuls einzelner Prozess- und Produktpfade. Eine vollständige Abbildung von Markt-, 

Wettbewerbs- und Anpassungsprozessen erfolgt nicht. Zudem wird nicht berechnet, welche 

weiteren Kosten beim Endprodukt entstehen könnten, wenn weitere Energie- oder Materialinputs 

auf eine grüne Route umgestellt werden würden. 

Für beide Wertschöpfungsketten wird eine einheitliche Kostenannahme für grünen Wasserstoff 

verwendet. Die angesetzten Kosten umfassen Produktion, Speicherung und Transport. Tabelle 1 

zeigt die Kostenbestandteile sowie die zur Herleitung genutzten Annahmen und Quellen. Für die 

Produktion werden Kosten von 178 €/  h  ₂ unterste  t. Das spiegelt die heutigen 

Kostenrahmenbedingungen für einen Elektrolyseur in Deutschland wider, der RFNBO-konformen 
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grünen Wasserstoff produziert (EWI, 2025). Hinzu kommen ca. 23 €/  h  ₂  ür   eicherung von 

Wasserstoff in einer Salzkaverne (EWI, 2024b) und ca.   €/  h  ₂  ür den  rans  rt angelehnt 

an das Hochlaufentgelt des Kernnetzes (BNetzA, 2025). Daraus ergeben sich Gesamtkosten von 

ca. 204 €/  h  ₂  das entspricht etwa 6 €/ g  ₂. Diese Annahmen liegen im Bereich aktueller 

Abschätzungen zu Wasserstoffgestehungskosten, die für Deutschland in einer Bandbreite 

zwischen 150 und 350 €/  h für das Jahr 2025 liegen (BET & EWI, 2025).  

Für bestehende Wasserstoffanwendungen wird zusätzlich eine Kostenannahme für grauen 

Wasserstoff berücksichtigt. Da Wasserstoff aktuell kein gehandeltes Gut darstellt, sondern häufig 

am Standort des Bedarfs mittels Dampfreformierung hergestellt wird, gibt es keine offiziellen 

Kosten- oder Preisangaben. Die kosten werden anhand des Erdgas- und CO2-Preises (vgl. BET & 

EWI (2025)) und des HYDEX (E-Bridge, 2026) abgeschätzt und auf     €/  h  ₂  z .   €/ g  ₂ 

angesetzt. Diese Annahme ist insbesondere für die Ammoniak-Wertschöpfungskette relevant, da 

dort der graue Wasserstoff durch grünen Wasserstoff ersetzt wird. Für neue Anwendungen werden 

dagegen die Kosten der konventionellen Route ohne Wasserstoffeinsatz als Referenz 

herangezogen. 

Tabelle 1: Übergreifende Wasserstoffkostenannahmen 

 

Die Kostenannahmen sind als indikative Momentaufnahme zu verstehen. Tatsächliche aktuelle 

oder künftige Preise können hiervon abweichen, etwa aufgrund von Veränderungen bei 

Strompreisen, Elektrolysekosten, Auslastung, Transportinfrastruktur oder regulatorischen 

Anforderungen. Außerdem sind keine Risikoaufschläge und Margen berücksichtigt. Ziel der 

Analyse ist daher keine präzise Abschätzung zukünftiger Wasserstoffpreise, sondern eine 

vergleichbare Metrik der Kostenwirkungen unter einheitlichen Annahmen. 

Die Abschätzung der Kostenwirkungen erfolgt stufenweise entlang der betrachteten 

Wertschöpfungsketten. Ausgangspunkt ist jeweils die Produktionsstufe, auf der Wasserstoff 

eingesetzt wird oder künftig eingesetzt werden könnte. Anschließend wird der Kostenimpuls auf 

 Wert Annahme Quelle 

Grüner Wasserstoff    

Produktion 178,00 €/  h  2 
Grüner Wasserstoff unter 

stündlicher Korrelation 
(EWI, 2025) 

Speicherung 23,10 €/  h  2 
Modellkaverne groß (MK3); zwei 

Vollzyklen pro Jahr 
(EWI, 2024b) 

Transport      €/  h  2 

Transportnetzentgelt  

   €/  h/h/a; 8.    

Nutzungsstunden pro Jahr 

(BNetzA, 2025) 

Gesamt        €/  h  2 Summe  

Grauer Wasserstoff    

Gesamt        €/  h  ₂  
(BET & EWI, 

2025) 
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nachgelagerte Produkte übertragen. Maßgeblich sind dabei die Struktur der jeweiligen 

Wertschöpfungskette, der spezifische Einsatz von Wasserstoff oder wasserstoffbasierten 

Vorprodukten sowie produktspezifische Inputmengen und Materialanteile. 

Die quantitative Abschätzung erfolgt für zwei exemplarische Wertschöpfungsketten. Für die 

Ammoniak-Wertschöpfungskette werden Wasserstoffkosten anhand des spezifischen 

Stickstoffbedarfs auf ausgewählte Agrarprodukte übertragen. In der beispielhaften 

Wertschöpfungskette für Stahl werden die Mehrkosten der grünen Primärstahlroute über den 

spezifischen Stahlbedarf eines Fahrzeugs auf die Automobilproduktion übertragen. 

Weitergehende Effekte, die nicht eindeutig quantifiziert werden können, werden qualitativ 

eingeordnet. 

Dabei ist zwischen der berechneten Kostenwirkung und der tatsächlichen Weitergabe am Markt 

zu unterscheiden. Die Berechnung zeigt, welche Mehrkosten sich unter den getroffenen 

Annahmen je Produkt oder Produktpfad ergeben. Es wird in der Analyse angenommen, dass die 

entlang der Wertschöpfungskette entstehenden Mehrkosten vollständig bis zum finalen 

Endprodukt weitergegeben werden können. Diese Annahme ermöglicht es, die potenziellen 

Auswirkungen des Einsatzes von grünem Wasserstoff direkt auf die Produktionskosten zu 

übertragen und somit eine Abschätzung der resultierenden Kostensteigerungen vorzunehmen. Ob 

diese Mehrkosten tatsächlich an nachgelagerte Abnehmer weitergegeben werden können, und ob 

auch Margen davon beeinflusst werden, hängt jedoch von weiteren Faktoren ab. Dazu zählen 

insbesondere Marktstruktur, internationaler Wettbewerb, Preissetzungsmacht, 

Produktdifferenzierung und Zahlungsbereitschaften. Ausgewählte Aspekte werden in der 

vorliegenden Analyse qualitativ eingeordnet, ohne eine vollständige Bewertung der 

wirtschaftlichen Tragfähigkeit einzelner Geschäftsmodelle vorzunehmen. 

Zudem wird als ergänzender Teil der Analyse ein indikativer Wasserstoffbedarf je betrachtetem 

Produkt berechnet:  

𝐻𝑖 = ℎ𝑖 ∗ 𝑄𝑖 

Dabei bezeichnet 𝐻𝑖 den gesamten Wasserstoffbedarf des Produktpfads, hi den spezifischen 

Wasserstoffbedarf und 𝑄𝑖 die Referenzmenge des jeweiligen Produkts. 
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3 Wertschöpfungskette Ammoniak 

Die Wertschöpfungskette Ammoniak steht beispielhaft für eine bereits heute bestehende 

industrielle Wasserstoffanwendung in der deutschen Grundstoffchemie. Auch in einem 

klimaneutralen Energiesystem kann Ammoniak als Grundstoff und Ausgangsprodukt für 

Folgeprodukte ein relevanter Nachfrager für grünen Wasserstoff bleiben (BMWK LFS, 2024). Im 

Jahr 2024 wurden in Deutschland rund 2 Mio. Tonnen Ammoniak hergestellt (VCI, 2025). Die 

hierfür benötigte Wasserstoffmenge beträgt rund 14,6 TWh. Da die Ammoniakproduktion heute 

überwiegend auf fossilem Wasserstoff basiert, wäre sie unmittelbar von einer Industriequote für 

industriell genutzten Wasserstoff betroffen.  

Im Mittelpunkt der Analyse steht die Wertschöpfungskette „Ammoniak → Düngemittel → 

Agrarprodukte“. Sie ermöglicht es, die Kostenwirkungen einer grünen Ammoniakroute bis in 

zentrale landwirtschaftliche Produktpfade nachzuverfolgen und die Frage der Kostenweitergabe 

entlang nachgelagerter Wertschöpfungsstufen einzuordnen. 

3.1 Betrachtete Kette und Annahmen 

Ammoniak wird in Deutschland überwiegend auf Basis fossilen Wasserstoffs hergestellt und dient 

als zentraler Ausgangsstoff für verschiedene Folgeprodukte, insbesondere für mineralische 

Stickstoffdüngemittel.  

Wertschöpfungskette. Wie in Abbildung 2 dargestellt, betrachtet die Analyse die 

Wertschöpfungskette von grauem bzw. grünem Wasserstoff über Ammoniak und Düngemittel bis 

zu ausgewählten Agrarprodukten. Die Kostenwirkung wird dabei als Differenz zwischen einer 

konventionellen, auf grauem Wasserstoff basierenden Route und einer grünen Route mit grünem 

Wasserstoff berechnet. Die Betrachtung setzt auf der Stufe der Ammoniakproduktion an und 

überträgt die daraus resultierenden Kostenunterschiede zunächst auf die Düngemittelstufe und 

anschließend auf die betrachteten Agrarprodukte. 

Als Stickstoffdüngemittel wird Kalkammonsalpeter (KAS) betrachtet. Dieser weist einen 

Stickstoffgehalt von 27 % auf (KTBL, 2018). Die Auswahl erfolgt, da KAS einen typischen 

mineralischen Stickstoffdünger mit mittlerem Stickstoffgehalt darstellt und seine Herstellung im 

 erg eich zu anderen Düngemitte r uten  eine zus tz iche externe C ₂-Quelle erfordert. Dies 

vereinfacht die analytische Abgrenzung der betrachteten Wertschöpfungskette, da die 
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Abbildung 2: Betrachtete Wertschöpfungskette Ammoniak 
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Kostenwirkung im Wesentlichen auf den Austausch von grauem durch grünen Wasserstoff in der 

Ammoniakproduktion zurückgeführt werden kann. Andere stickstoffhaltige Düngemittel, 

beispielsweise Harnstoff oder Ammoniumnitrat-Harnstoff-Lösung, können zusätzliche Prozess- 

und Inputanforderungen aufweisen und werden daher in dieser Analyse nicht vertieft betrachtet. 

Auf der landwirtschaftlichen Stufe werden Winterweizen, Kartoffeln und Rapsöl1 analysiert.  Die 

Auswahl erfolgt entlang dreier Kriterien. Erstens handelt es sich um zentrale Agrarprodukte bzw. 

daraus abgeleitete Produktpfade in Deutschland, gemessen an den jeweiligen Erntemengen 

(Destatis, 2026). Zweitens unterscheiden sich die Produkte deutlich in ihrer Stickstoffintensität. 

Winterweizen weist einen mittleren spezifischen Stickstoffbedarf auf, Kartoffeln hingegen einen 

niedrigen Stickstoffbedarf. Für Rapsöl wird der zugrunde liegende Winterrapsanbau mit einem 

hohen spezifischen Stickstoffbedarf berücksichtigt. Drittens unterscheiden sich die Produktpfade 

in ihren Kosten- und Erlösstrukturen. Dadurch lassen sich die Kostenwirkungen grüner 

Stickstoffdünger nicht nur je Produkteinheit, sondern auch im Verhältnis zur wirtschaftlichen 

Ausgangslage der landwirtschaftlichen Erzeugerstufe einordnen. Gleichzeitig können die 

betrachteten Produkte bzw. Produktpfade in nachgelagerten Stufen weiterverarbeitet werden.  

Annahmen. Die Berechnung erfolgt in drei Schritten. Die zentralen Annahmen der Berechnung 

sind in Tabelle 2 zusammengefasst. Zunächst wird aus dem produktspezifischen Stickstoffbedarf 

der Bedarf an Ammoniak und Wasserstoff abgeleitet. Die Umrechnung basiert auf 

stöchiometrischen Zusammenhängen. Der spezifische Wasserstoffbedarf für die 

Ammoniakherstellung beträgt ca.    8 t  ₂ je t   ₃. Für eine Tonne Stickstoff werden ca. 1,22 t 

Ammoniak benötigt. Daraus ergibt sich ein spezifischer Wasserstoffbedarf von 0,22 t  ₂ je 

t Stickstoff. Dieser wird mit dem spezifischen Stichstoffbedarf je Tonne Agrarprodukt verrechnet. 

Im zweiten Schritt werden die Kosten der grauen und grünen Stickstoffdüngerroute bestimmt. 

Die Kosten der grünen Route werden wesentlich durch die übergreifend angesetzten Kosten für 

grünen Wasserstoff bestimmt. Diese Kostenannahme für die eingesetzten Energieträgern wird 

einheitlich für beide betrachteten Wertschöpfungsketten verwendet und in Kapitel 2 erläutert. 

Im dritten Schritt wird die Wirkung auf die landwirtschaftliche Erzeugerstufe anhand eines 

vereinfachten Deckungsbeitrags eingeordnet. Dieser wird als Differenz aus Erlös und variablen 

Kosten berechnet. 

Der Effekt der grünen Düngerroute wird dabei isoliert über die zusätzlichen 

Stickstoffdüngerkosten abgebildet. Die übrigen variablen Kosten sowie die Erlöse werden 

konstant gehalten. Dadurch quantifiziert die Rechnung den Kostenimpuls des grünen 

Stickstoffdüngers, stellt jedoch keine vollständige betriebswirtschaftliche Bewertung einzelner 

landwirtschaftlicher Betriebe dar. Die zugrunde gelegten Erlös- und Kostendaten basieren auf der 

Leistungs-Kostenrechnung Pflanzenbau (KTBL, 2026). Es werden keine weiteren Kosten 

analysiert, die entstehen könnten, um die C ₂-Emissionen bei der Produktion zu senken.  

 

 

 
1 Aus Gründen der Lesbarkeit wird der betrachtete Produktpfad im Folgenden als Rapsöl bzw. Winterraps für Rapsöl bezeichnet. Die 

Berechnung basiert auf dem Stickstoffbedarf und der Erntemenge von Winterraps. Für die Umrechnung auf Rapsöl wird ein Faktor 
von 2,5 kg Winterraps je Liter Rapsöl angesetzt (FNR, 2026). 
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Tabelle 2: Annahmen Wertschöpfungskette Ammoniak 

 

Wasserstoffbedarf. Zur Abschätzung des Wasserstoffbedarfs je betrachteter Produktkette 

werden die spezifischen Wasserstoffbedarfe mit den jeweiligen Erntemengen des Jahres 2025 

(Destatis, 2026) multipliziert. Diese Berechnung unterstellt, dass die betrachteten Kulturen 

entsprechend der zugrunde gelegten Stickstoffbedarfswerte gedüngt werden 

(Düngelmittelverordnung, 2024). Sie stellt damit eine indikative Abschätzung des 

Wasserstoffbedarfs dar und keine ex-post-Bilanzierung tatsächlicher Düngemittelverbräuche.  

3.2 Kostenwirkungen je Wertschöpfungsstufe  

Die Kostenwirkungen der grünen Ammoniakroute werden entlang der Wertschöpfungskette über 

Ammoniak und Stickstoffdünger auf die ausgewählten Agrarprodukte umgelegt. Maßgeblich 

hierfür ist der produktspezifische Stickstoffbedarf, über den die Kostendifferenz zwischen grauer 

und grüner Route auf Winterweizen, Kartoffeln und Rapsöl übertragen wird.  

Abbildung 3 zeigt den daraus resultierenden Kostenbeitrag des betrachteten Stickstoffdüngers je 

Einheit Agrarprodukt sowie den zugehörigen Wasserstoffbedarf der jeweiligen Produktpfade. Die 

Balken stellen somit nicht die gesamten Produktionskosten der Agrarprodukte dar, sondern die 

auf die jeweilige Produkteinheit umgelegten Düngerkosten. Die ausgewiesenen Mehrkosten 

ergeben sich als Differenz zwischen grüner und grauer Route. 

Durch den Einsatz grünen Stickstoffdüngers ergeben sich Mehrkosten von 1,9 ct/kg Winterweizen, 

0,3 ct/kg Kartoffeln und 8,5 ct/l Rapsöl. Die Unterschiede zwischen den Produktpfaden sind im 

Wesentlichen auf die jeweiligen Stickstoffbedarfe zurückzuführen: Kartoffeln weisen einen 

vergleichsweise niedrigen Stickstoffbedarf auf, während die Bedarfe bei Winterweizen und 

insbesondere beim zugrunde liegenden Winterrapsanbau deutlich höher liegen. 

Annahme Wert Quelle 

Spez. H2-Bedarf für Ammoniak fH2/NH3 0,178 t H2/t NH3 Stöchiometrische Herleitung 

Spez. Ammoniakbedarf für Stickstoff fNH3/N 1,2155 t NH3/t N Stöchiometrische Herleitung 

Spez. H2-Bedarf für Stickstoff fH2/N 0,2163 t H2/t N Eigene Berechnung  

Betrachteter Stickstoffdünger Kalkammonsalpeter Eigene Auswahl  

Stickstoffgehalt KAS-Dünger 27 % N (KTBL, 2018) 

Spez. H2-Bedarf für KAS Dünger 0,0584 t H2/t KAS Eigene Berechnung  

Spez. Stickstoffbedarf Winterweizen 29 kg N / t Produkt (Düngelmittelverordnung, 2024)  

Spez. Stickstoffbedarf Kartoffeln 4 kg N / t Produkt (Düngelmittelverordnung, 2024) 

Spez. Stickstoffbedarf Winterraps 50 kg N / t Produkt (Düngelmittelverordnung, 2024) 

Kosten- und Erlösdaten Pflanzenbau produktspezifisch (KTBL, 2026) 
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Gleichzeitig sind die zugrunde liegenden Wasserstoffbedarfe relevant: Auf Basis der Erntemengen 

des Jahres 2025 ergibt sich für den betrachteten Winterweizenpfad ein Wasserstoffbedarf von 

4,75 TWh. Für Kartoffeln liegt der entsprechende Bedarf bei 0,40 TWh, für den Rapsölpfad bei 

1,42 TWh. Die Relevanz eines Produktpfads setzt sich also aus der spezifischen Stickstoffintensität 

und der jeweiligen Erntemenge zusammen. 

Beim Vergleich der grauen und grünen Route zeigen die Ergebnisse, dass die Kostenaufschläge je 

Produkteinheit zunächst moderat erscheinen, die zugrunde liegenden Wasserstoffbedarfe jedoch 

relevant sind. Für die wirtschaftliche Einordnung auf der landwirtschaftlichen Erzeugerstufe ist 

darüber hinaus relevant, wie stark diese Mehrkosten im Verhältnis zur jeweiligen Kosten- und 

Erlösstruktur wirken. Daher wird ergänzend ein vereinfachter Deckungsbeitrag (Erlös abzüglich 

variabler Kosten) basierend auf Angaben des Kuratorium für Technik und Bauwesen in der 

Landwirtschaft e.V. betrachtet (KTBL, 2026). Der Deckungsbeitrag dient der Deckung der 

Fixkosten und sowie nicht-produktspezifischer variabler Kosten. Der Effekt der grünen 

Düngerroute wird dabei isoliert über die zusätzlichen Stickstoffdüngerkosten abgebildet, 

während die übrigen variablen Kosten sowie die Erlöse unverändert bleiben. Abbildung 4 zeigt, 

dass die Wirkung auf den vereinfachten Deckungsbeitrag je nach Produkt deutlich variiert. Bei 

Winterweizen sinkt der vereinfachte Deckungsbeitrag deutlich von ca. 80 €/t au  61 €/t und 

damit fast ein Viertel. Bei Kartoffeln fällt der Rückgang mit 1 % deutlich geringer aus. Für den 

zugrunde liegenden Winterrapsanbau für Rapsöl reduziert sich der vereinfachte Deckungsbeitrag 

von 281 €/t au    7 €/t  und entspricht einem Rückgang von 12 %. 

Die Ergebnisse zeigen damit, dass auch moderate Produktkostenaufschläge zu einer signifikanten 

wirtschaftlichen Belastung in nachgelagerten Wertschöpfungsstufen führen können. Besonders 

deutlich wird dies bei Winterweizen: Der absolute Aufschlag je Kilogramm ist niedriger als beim 

zugrunde liegenden Winterrapsanbau, der Effekt auf den Deckungsbeitrag jedoch wesentlich. Bei 

Kartoffeln ist der Effekt hingegen begrenzt, da der spezifische Stickstoffbedarf niedrig ist und 
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Abbildung 3: Düngerkosten der grauen und grünen Route, resultierende Mehrkosten und indikativer 

Wasserstoffbedarf ausgewählter Agrarproduktpfade 
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die zusätzlichen Düngemittelkosten im Verhältnis zur Kosten- und Erlösstruktur nur eine 

untergeordnete Rolle spielen. 

Insgesamt ergeben sich drei zentrale Erkenntnisse. Erstens hängen die spezifischen Mehrkosten 

je Produkteinheit wesentlich von der Stickstoffintensität des jeweiligen Agrarprodukts ab. 

Zweitens wird der gesamte Wasserstoffbedarf eines Produktpfads zusätzlich durch die jeweilige 

Erntemenge bestimmt. Drittens ist es notwendig, neben dem Kostenaufschlag je Produkteinheit 

auch auf den Deckungsbeitrag zu schauen, um die Kostenbelastung einzuordnen.  

3.3 Einordnung der Ergebnisse 

Bei der Bewertung der Mehrkosten der grünen Ammoniakroute sind neben den berechneten 

Produktkostenaufschlägen weitere Einflussfaktoren zu berücksichtigen. Die quantitative Analyse 

zeigt, dass die Mehrkosten je Einheit Agrarprodukt zunächst begrenzt erscheinen können, auf der 

landwirtschaftlichen Erzeugerstufe jedoch signifikante Auswirkungen auf den Deckungsbeitrag 

aufweisen können. Entscheidend ist daher nicht allein die Höhe des Kostenaufschlags, sondern 

auch, ob und in welchem Umfang diese Mehrkosten entlang nachgelagerter Wertschöpfungsstufen 

weitergegeben werden können. 

Die Weitergabemöglichkeiten hängen wesentlich von der Marktstruktur, dem internationalen 

Wettbewerb, der Produktdifferenzierung und möglichen Zahlungsbereitschaften ab. Während 

sich spezifischen Mehrkosten in späteren Verarbeitungs- und Handelsstufen rechnerisch weiter 

reduzieren können, ist ihre tatsächliche Weitergabe nicht in jedem Fall möglich. Gleichzeitig 

können emissionsärmere Vorprodukte für nachgelagerte Unternehmen einen strategischen 

Mehrwert haben, etwa mit Blick auf Scope-3-Emissionen, Produktlabeling oder 
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Abbildung 4: Wirkung grüner Stickstoffdünger auf den vereinfachten Deckungsbeitrag ausgewählter 
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Nachhaltigkeitsanforderungen. Tabelle 3 fasst zentrale Erkenntnisse für die Ammoniak-

Wertschöpfungskette zusammen. 

Tabelle 3: Einordnung der Wertschöpfungskette Ammoniak 

Weitere Wertschöpfungsstufen: Die betrachtete Kette endet nicht bei den Agrarprodukten  

 

Zwischen Winterweizen, Kartoffeln und Rapsöl und dem Endverbraucher können 

weitere Verarbeitungs-, Industrie- und Handelsstufen liegen. Zum Beispiel kann 

Winterweizen zu Mehl, Backwaren oder weiteren Lebensmitteln verarbeitet 

werden oder Kartoffeln können in unterschiedlichen Verarbeitungsformen in die 

Lebensmittelindustrie eingehen. In diesen nachgelagerten Stufen können sich die 

Mehrkosten aus grünem Stickstoffdünger auf zusätzliche Wertschöpfungsanteile 

und Kostenbestandteile verteilen. Dadurch können die Kostenaufschläge bezogen 

auf ein Endverbraucherprodukt weiter abnehmen. 

Verlagerung und Importe: Begrenzte Weitergabemöglichkeiten schaffen Ausweichanreize  

 

Die Weitergabefähigkeit von Mehrkosten hängt wesentlich von der Marktstruktur, 

der Preissetzungsmacht der jeweiligen Akteure und der Zahlungsbereitschaft 

nachgelagerter Abnehmer ab. In stark standardisierten Commodity-Segmenten 

sind die Spielräume zur Kostenweitergabe typischerweise begrenzt. Gelingt eine 

Weitergabe im Inland nicht, können Importe von Ammoniak, 

Stickstoffdüngemitteln oder nachgelagerten Zwischenprodukten wie 

landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Endprodukten an Attraktivität gewinnen. 

Dadurch entstehen potenzielle Verlagerungs- und Importanreize, sofern 

regulatorische Mehrkosten nicht durch Zahlungsbereitschaften, flankierende 

Instrumente oder vergleichbare Anforderungen für Importe ausgeglichen werden.  

Strategischer Mehrwert grüner Produkte: Emissionsärmere Vorprodukte können zusätzliche 

Nachfrage stützen  

 

Emissionsärmere Vorprodukte können für nachgelagerte Unternehmen einen 

strategischen Mehrwert haben. Dies gilt insbesondere dann, wenn Unternehmen 

ihre Scope-3-Emissionen reduzieren, klimafreundlichere Produkte ausweisen 

oder Nachhaltigkeitsanforderungen von Kunden erfüllen möchten. Grüner 

Stickstoffdünger bzw. daraus hergestellte emissionsärmere Agrarprodukte 

können daher in bestimmten Marktsegmenten relevant werden. Voraussetzung 

hierfür ist jedoch, dass Emissionsvorteile entlang der Wertschöpfungskette 

belastbar nachgewiesen und zertifiziert werden können. Zudem müssen 

ausreichend marktrelevante Mengen und Zahlungsbereitschaften bestehen. 

Heterogene Lebensmittelmärkte: Weitergabe eher in marktnahen Stufen denkbar  

 

Die Weitergabe von Mehrkosten erscheint nicht ausgeschlossen, setzt jedoch 

geeignete Marktbedingungen voraus. Frühe Wertschöpfungsstufen bieten 

regulatorische Vorteile, da der Wasserstoffeinsatz dort vergleichsweise gut 

messbar ist und wenige Akteure adressiert werden können. Gleichzeitig sind 

Ammoniak und Düngemittel standardisierte Vorprodukte mit begrenzten 
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Möglichkeiten zur Produktdifferenzierung. In späteren, marktnäheren Stufen 

können emissionsärmere Vorprodukte eher für Nachhaltigkeitsanforderungen, 

Produktlabeling oder Scope-3-Strategien relevant werden. Dies erhöht jedoch 

den Nachweis- und Vollzugsaufwand, da deutlich mehr Produkte, Akteure und 

Verarbeitungsstufen erfasst werden müssten. 
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4 Wertschöpfungskette Stahl 

In der Stahlindustrie besteht derzeit noch keine Nachfrage nach Wasserstoff. Im Zuge einer 

Umrüstung auf Direktreduktionsanlagen auf dem Weg zur Klimaneutralität, könnte Erdgas sowie 

grüner oder blauer Wasserstoff eingesetzt werden. Der Einsatz von grauem Wasserstoff erscheint 

hingegen sowohl aus ökonomischer als auch aus ökologischer Perspektive nicht vorteilhaft, da 

dieser aufgrund seines geringeren Wirkungsgrads gegenüber Erdgas unterlegen ist und dabei keine 

Vorteile hinsichtlich der Reduktion von Emissionen bietet. Im Jahr 2030 könnte die 

Metallerzeugung je nach Szenario 15,8-17 TWh H2 nachfragen (BMWK LFS, 2024). Im Stahlsektor 

haben aufgrund von Investitionskostenförderungen (IPCEI und Förderprogramm Dekarbonisierung 

in der Industrie) DRI-Stahl Projekte mit einer Kapazität von 6,5 Millionen Tonnen Stahl bis 2030 

eine finale Investitionsentscheidung erhalten (BMWK LFS, 2024). Dies könnte zu einer 

Wasserstoffnachfrage von 12 TWh führen (BET & EWI, 2025), allerdings können DRI auch (anteilig) 

mit Erdgas betrieben werden.  

Stahl wird in zahlreichen Industriezweigen verwendet, insbesondere für das Bauwesen und den 

Maschinenbau. In der vorliegenden Analyse wird beispielhaft die Wertschöpfungskette  

„Rohstahl → Stahlverarbeitung → Automobilherstellung“ betrachtet. Dieser Fokus ermöglicht es, 

die durch eine Transformation hin zu grünem Stahl entstehenden Mehrkosten systematisch auf 

die Produktionskosten eines Fahrzeugs umzulegen und somit die resultierenden 

Kostensteigerungen quantitativ abzuschätzen.  

4.1 Betrachtete Kette und Annahmen 

Wertschöpfungskette. Die vorliegende Analyse untersucht die Wertschöpfungskette von Stahl 

exemplarisch anhand der Automobilproduktion. Dabei wird die konventionelle Hochofenroute 

(Blast Furnace–Basic Oxygen Furnace, BOF), die auf dem Einsatz von Kokskohle basiert, mit einer 

alternativen Produktionsroute über Direktreduktionsanlagen (H2-DRI) verglichen, in der grüner 

Wasserstoff zur Stahlherstellung eingesetzt wird (vgl. Abbildung 5). In beiden Fällen wird der 

Rohstahl in nachgelagerten Verarbeitungsschritten weiterverarbeitet und schließlich in der 

Automobilproduktion verwendet.  

Das Produkt aus BOF oder DRI wird Primärstahl genannt. Grundsätzlich kann Stahl auch als 

Sekundärstahl mit dem Einsatz von Stahlschrott in Elektrolichtbogenöfen hergestellt werden. Der 

Anteil von Primärstahl an der gesamten Stahlproduktion liegt derzeit bei etwa 70 % 

(Wirtschaftsvereinigung Stahl, 2025). Im Fokus dieser Analyse liegt ausschließlich der Anteil 
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Abbildung 5: Betrachtete Wertschöpfungskette Stahl 
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Primärstahl am Stahlbedarf für die Automobilherstellung. Hierfür ermitteln wir die Mehrkosten 

durch den Einsatz von grünem Wasserstoff. Eine Prozess- oder Kostenanpassungen des 

Sekundärstahlanteils wird nicht untersucht.  

Annahmen. Die zentralen Annahmen der Analyse sind in Tabelle 4 zusammengefasst. Die 

Kostenannahme für grünen und grauen Rohstahl basieren auf einer Metaanalyse von Kostendaten 

(vgl. Agora Industrie (2023), EWI (2024c), Statista (2025b)). Danach ergeben sich indikative 

Produktionskosten für Rohstahl in Höhe von rund 430 €/t RS für die konventionelle Route sowie 

von etwa 710 €/t RS für die alternative, wasserstoffbasierte Route. Kosten, die in den 

nachgelagerten Verarbeitungsschritten anfallen, unterscheiden sich für die zwei betrachteten 

Produktionsrouten nicht, und sind entsprechend nicht Teil der Analyse. Zur Berechnung der 

fahrzeugspezifischen Mehrkosten werden zudem Annahmen zum Stahlbedarf in der 

Automobilproduktion getroffen. Die durchschnittliche Menge Stahl eines Autos liegt im Jahr 2025 

bei 0,65 bis 0,67 t (Ricardo Energy & Environment, 2024). Da Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor 

einen höheren Stahlanteil aufweisen als Elektrofahrzeuge, erfolgt eine Gewichtung entsprechend 

des Anteils von Elektrofahrzeugen an der Gesamtproduktion. Im Jahr 2025 betrug dieser Anteil 

40 % (VDA, 2026b). Basierend auf dem Primärstahlanteil aus (Wirtschaftsvereinigung Stahl, 2025) 

errechnet sich ein durchschnittlicher Bedarf von 0,46 t Primärstahl pro Auto. 

Tabelle 4: Annahmen Wertschöpfungskette Stahl 

 

Wasserstoffbedarf. Ergänzend zur Kostenanalyse wird auch der potenzielle Wasserstoffbedarf 

quantifiziert, wenn die gesamte Wertschöpfungskette auf grünen Wasserstoff umgestellt wird. 

Dieser basierend auf einem spezifischen Wasserstoffbedarf von ca. 2 MWh pro Tonne Rohstahl. 

Der Bedarf wird sowohl auf Basis der Neuzulassungen als auch der in Deutschland produzierten 

Fahrzeuge berechnet, um unterschiedliche regulatorische Ausgestaltungen im Hinblick auf die 

Industriequote abzubilden. Als Berechnungsgrundlage dient dabei sowohl die Anzahl produzierter 

Fahrzeuge sowie die Anzahl Neuzulassungen im Jahr 2025 in Deutschland (VDA, 2026b). 

Annahme Wert Quelle 

Kosten grüner Stahl 7   €/t R  (Agora Industrie, 2023; EWI, 2024c; Statista, 2025b) 

Kosten grauer Stahl     €/t R  (Agora Industrie, 2023; EWI, 2024c; Statista, 2025b) 

Stahlmenge im Auto 0,66 t 
(Ricardo Energy & Environment, 2024; VDA, 2026b; 

Wirtschaftsvereinigung Stahl, 2025) 

davon Primärstahl  0,46 t  

Anteil Elektroautos 40 % (VDA, 2026a) 

Wasserstoffbedarf 2,07 MWh/t RS (EWI, 2024c) 

Produktion 4.141.800 (VDA, 2026b) 

Neuzulassungen 2.857.600 (VDA, 2026b) 
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4.2 Kostenwirkungen je Wertschöpfungsstufe  

 

Die Kostensteigerungen durch den Einsatz von grünem Wasserstoff im Gegensatz zu einer grauen 

Route entstehen auf der Ebene der Rohstahlproduktion. Es wird angenommen, dass diese anteilig 

bis zur Produktion des Autos weitergegeben werden können. Weitere Änderungen durch eine 

Anpassung der Prozesse oder Energieträger, z. B. bei der Sekundärstahlproduktion oder bei der 

Stahlverarbeitung, werden nicht berücksichtigt. 

Kostensteigerungen. Abbildung 6 stellt die 

Kosten für Rohstahl bei der Produktion eines 

Autos bei einer konventionellen, sowie einer 

grünen Stahlherstellung dar. Zusätzlich wird ein 

indikativer Wasserstoffbedarf ausgewiesen. Die 

Analyse zeigt, dass die Mehrkosten der 

s genannten „grünen R ute“  ei rund 130 €  r  

Fahrzeug liegen. Ein höherer Stahlbedarf (z.B. 

für ein größeres Auto) könnte die 

Kostendifferenz stärken. So würden 900 kg 

verbauter Stahl (630 kg Primärstahl) zu einer 

  stendi  erenz   n  7  €/  w zwischen grauer 

und grüner Route führen.  

Bezogen auf einen durchschnittlichen 

Neuwagenpreis von etwa 43.530 € je     

(Statista, 2025a), könnte der relative 

Kostenanstieg 0,3-0,4 % betragen. Dieser Effekt 

könnte sich künftig weiter reduzieren, da 

erwartet wird, dass der Stahlanteil in 

Fahrzeugen kontinuierlich abnimmt (Ricardo Energy & Environment, 2024) und somit auch die 

direkten Kosteneffekte aus der Umstellung auf grüne Produktionsverfahren geringer ausfallen 

würden. Allerdings wurden im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ausschließlich die 

Mehrkosten für Rohstahl betrachtet, während Kostenveränderungen anderer eingesetzter 

Materialien und Energieträger unberücksichtigt geblieben sind. Es handelt sich somit nicht um die 

Kostendifferenz eines vollständig klimaneutral produzierten Produkts. Eine ganzheitliche 

Bewertung der Gesamtkostenentwicklung erfordert die Einbeziehung alle Stoff- und 

Energieströme. 

Wasserstoffbedarf. Im Jahr 2025 wurden 4,1 Mio. Fahrzeuge in Deutschland produziert. Würde 

der Primärstahlbedarfs dieser Fahrzeuge mit grünem Stahl gedeckt werden, wären ca. 4,0 TWh 

Wasserstoff notwendig. Der grüne Stahl könnte sowohl in Deutschland produziert als auch aus 

dem Ausland importiert werden. Gleichzeitig wird ein Teil der in Deutschland produzierten Autos 

exportiert und weitere Fahrzeuge werden importiert, um in Deutschland zugelassen zu werden. 

Neuzulassungen in Deutschland betrugen ca. 2,9 Mio. Autos im Jahr 2025. Unter der Annahme, 

dass der gesamte Rohstahlbedarf durch den Einsatz von Wasserstoff produziert wäre, wären ca.  
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Abbildung 6: Stahlkosten der grauen und grünen 

Route, resultierende Mehrkosten und indikativer 

Wasserstoffbedarf des Automobilpfads 
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2,7 TWh Wasserstoff notwendig gewesen. Auch dieser Wasserstoffbedarf könnte je nach 

Lieferkette (anteilig) im Ausland anfallen. 

Der durch die Umstellung entstehende Kostenanstieg könnte nur einen vergleichsweisen geringen 

Anteil am Endkundenpreis des Fahrzeugs ausmachen. Vor diesem Hintergrund kommt der 

konkreten Ausgestaltung regulatorischer Vorgaben, insbesondere im Rahmen der RED III, eine 

entscheidende Bedeutung zu. Maßgeblich ist dabei, an welcher Stelle der Wertschöpfungskette 

die Verpflichtung ansetzt und auf welche Weise die entstehenden Mehrkosten entlang der Kette 

verteilt bzw. an die jeweiligen Akteure weitergegeben werden. 

4.3 Einordnung der Ergebnisse 

Bei der Bewertung der Mehrkosten der grünen Produktionsroute sind verschiedene 

Einflussfaktoren zu berücksichtigen, die die Ergebnisse maßgeblich beeinflussen können (siehe 

Tabelle 5). Insbesondere der Anteil von Stahl im Endprodukt sowie der spezifische Einsatz von 

Wasserstoff in der Produktion spielen eine zentrale Rolle, da beide Größen direkten Einfluss auf 

die Höhe der zusätzlichen Kosten haben und je nach Annahme erheblich variieren können.  

Auch die konkrete Ausgestaltung regulatorischer Rahmenbedingungen beeinflusst die 

resultierenden Effekte erheblich. Insbesondere die Wahl der Bezugsgröße – etwa ob sich eine 

Industriequote auf die Produktionsmengen oder auf Neuzulassungen bezieht – kann zu 

unterschiedlichen Ergebnissen führen. Entsprechend variieren die ökonomischen Auswirkungen 

der Industriequote je nach Definition und Anwendungsbereich. 

Tabelle 5: Einordnung der Wertschöpfungskette Stahl 

Industriequote für neue Anwendungen: Wasserstoffmarkthochlauf könnte verzögert werden 

 

In Industriezweigen wie dem Stahlsektor, in denen bislang kein Wasserstoffbedarf 

besteht, kann eine Industriequote für grünen Wasserstoff dazu führen, dass der 

Einsatz von Wasserstoff (grau, blau oder grün) zunächst ausbleibt. Mit der 

Umstellung auf Wasserstoff in einen bislang konventionellen Produktionsprozess, 

fällt dieser Bedarf unter die Industriequote. Da grüner Wasserstoff derzeit mit 

deutlich höheren Kosten verbunden ist als konventionelle Alternativen, kann die 

Wirtschaftlichkeit durch eine Umstellung auf wasserstoffbasierte Prozesse 

erheblich beeinträchtigt werden. In der Folge könnte die Industriequote dazu 

führen, dass Unternehmen weiterhin an fossilen Produktionsverfahren 

festhalten, anstatt schrittweise auf Wasserstoff umzusteigen. Somit besteht das 

Risiko, dass die Industriequote in diesem Fall nicht als Transformationsanreiz 

wirkt, sondern den Markthochlauf von Wasserstofftechnologien in bislang nicht 

erschlossenen Anwendungsfeldern verzögert. 
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Heterogene Stahlanteile: Produktabhängige Unterschiede mit Kostenauswirkungen  

 

Das dargestellte Beispiel basiert auf durchschnittlichen Stahlanteilen in der 

Automobilproduktion. In der Praxis variiert der Stahlanteil jedoch erheblich in 

Abhängigkeit von Fahrzeugtyp, Segment und Bauweise. So weisen beispielsweise 

größere und schwerere Fahrzeuge einen höheren Stahlbedarf auf als kleinere 

oder stärker leichtbauoptimierte Modelle. Entsprechend können die 

tatsächlichen Mehrkosten je Fahrzeug sowohl nach oben als auch nach unten von 

den hier ausgewiesenen Werten abweichen, sodass die Ergebnisse als indikativ zu 

interpretieren sind. 

Bezugsgröße der Industriequote: Produktions- oder zulassungsbasierte Ansätze führen zu 

unterschiedlichen Industrieeffekten 

 

Je nach konkreter Ausgestaltung der Industriequote hinsichtlich der Bezugsgröße   

können die Auswirkungen auf Produktionsprozesse sowie auf internationale 

Handelsstrukturen erheblich variieren. Eine an den Neuzulassungen orientierte 

Industriequote hätte keinen direkten Einfluss auf die inländische Produktion, da 

sie primär auf den Absatzmarkt abzielt und somit auch international 

produzierende Unternehmen gleichermaßen betrifft. Damit würde eine 

Wasserstoffnachfrage nicht zwingend in Deutschland angereizt werden. 

Demgegenüber würde eine Industriequote, die an der in Deutschland 

stattfindenden Produktion ansetzt, die Wettbewerbsfähigkeit von inländischen 

Produzenten unmittelbar beeinflussen, da zusätzliche Kosten durch 

regulatorische Anforderungen entstehen, die von internationalen Wettbewerbern 

möglicherweise nicht getragen werden müssen. Entsprechend kann die Wahl der 

Bezugsgröße nicht nur die Wirksamkeit der Maßnahme, sondern auch ihre 

industriepolitischen Implikationen maßgeblich beeinflussen. 

Greenfield vs. Brownfield: Produktionsrouten im Transformationskontext 

 

Die zugrundliegenden Kostenannahmen für die Stahlproduktion basierend auf 

einem Greenfield-Ansatz. Greenfield-Investitionen umfassen den vollständigen 

Neubau von Produktionsanlagen und sind daher mit hohen Investitionskosten 

verbunden, ermöglichen jedoch zugleich den Einsatz moderner und potenziell 

effizienterer Technologien. Bei einem Vergleich zwischen einer bestehenden, 

bereits abgeschriebenen Hochofenroute und dem Neubau einer 

Direktreduktionsanlage auf Basis von grünem Wasserstoff würde sich die 

Kostendifferenz der Rohstahlproduktion weiter erhöhen. 
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5 Ansatzpunkte einer Industriequote im regulatorischen 
Kontext  

Die Analysen der Wertschöpfungsketten Ammoniak und Stahl zeigen, dass die Kostenwirkungen 

einer Industriequote je nach Anwendung und Position in der Wertschöpfungskette unterschiedlich 

entstehen und weitergegeben werden. Daraus ergibt sich ein grundlegender Zielkonflikt bei der 

Wahl des regulatorischen Ansatzpunktes. 

Ansatzpunkte einer Industriequote. Wie in Tabelle 6 dargestellt, unterscheiden sich 

insbesondere frühe und späte Wertschöpfungsstufen systematisch hinsichtlich ihrer 

regulatorischen Umsetzbarkeit, ihrer Kostenverteilung und ihrer Wirkung auf Investitionsanreize.  

Tabelle 6: Einführung der Industriequote auf verschiedenen Wertschöpfungsstufen 

 
Erste Stufe der  

Wertschöpfungskette 

Letzte Stufe der  

Wertschöpfungskette 

Vorteile 

▪ Einfache Regulierung durch wenige 

Akteure, standardisierte Produkte 

und mess-baren Wasserstoffeinsatz 

▪ Klare Investitionssignale durch frühen 

regulatorischen Druck können 

Angebot, Infrastruktur und 

Umstellung anstoßen 

▪ Große Hebelwirkung auf 

nachgelagerte Produktketten 

▪ Zahlungsbereitschaft für 

emissionsärmere Produkte ist eher in 

marktnahen Stufen denkbar 

▪ Mehrkosten sind in späten Stufen oft 

bereits stärker reduziert 

▪ Weitergabe wird wahrscheinlicher, wenn 

Aufpreise erst am Endprodukt getragen 

werden müssen und 

Ausweichmöglichkeiten fehlen  

Nachteile 

▪ Mehrkosten treffen zunächst 

vorgelagerte Akteure, die im starken 

internationalen Wettbewerb stehen 

▪ Begrenzte Weitergabe-möglichkeiten 

erhöhen den Anreiz zur Verlagerung 

von Wertschöpfungsstufen und zum 

Import von Zwischenprodukten 

▪ Geringe Sichtbarkeit des grünen 

Mehrwerts in nachgelagerten 

Produktstufen erschwert die 

Kostenweitergabe 

▪ Regulatorische Umsetzung wird durch 

viele Akteure und Produktgruppen 

deutlich komplexer 

▪ Nachweis und Zuordnung grüner 

Vorprodukte werden in tiefen 

Wertschöpfungsketten schwieriger 

▪ Zahlungsbereitschaft und Nachfrageanker 

sind nicht in allen Segmenten 

ausreichend groß oder belastbar 

 

 

Wasserstoff weist vielfältige Einsatzmöglichkeiten in unterschiedlichen Sektoren auf, wodurch 

die Umsetzung von Quotenregelungen strukturell anspruchsvoll ist. Tabelle 6 deutet darauf hin, 

dass vorgelagerte Stufen besonders geeignet sind, um durch klare regulatorische Impulse und 

standardisierte Produkte Transformationsprozesse anzustoßen, gleichzeitig jedoch eine hohe 
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Belastung einzelner Akteure mit begrenzter Kostentragfähigkeit besteht. Demgegenüber 

verschieben sich in nachgelagerten Stufen die Potenziale zur Kostenweitergabe und 

Zahlungsbereitschaft, während gleichzeitig die Komplexität der Umsetzung sowie die 

Anforderungen an Nachweis und Zuordnung deutlich zunehmen. 

Einordnung weiterer Wertschöpfungsketten. Die Auswirkungen der Umsetzung der 

Industriequote variieren entlang unterschiedlicher Wertschöpfungsketten und sind stark von 

sektoralen sowie produktspezifischen Gegebenheiten abhängig. Die vielfältigen 

Einsatzmöglichkeiten von Wasserstoff in verschiedenen Industriezweigen führen dazu, dass die 

Implementierung von Quotenregelungen über einzelne Anwendungen hinaus mit strukturellen 

Herausforderungen verbunden ist. In der vorliegenden Analyse haben wir uns die beiden 

Anwendungsfelder Düngemittelproduktion und Stahlproduktion für die Automobilindustrie 

angeschaut.  

Weitere Wertschöpfungsketten, die aktuell schon grauen Wasserstoff nutzen, unterscheiden sich 

hinsichtlich ihrer Produktstruktur und regulatorischen Erfassbarkeit deutlich. Während einige 

Anwendungen, wie etwa Leime und Farbstoffe auf Basis von Ammoniak oder Formaldehyd und 

Essigsäure auf Basis von Methanol, durch eine große Produktpalette gekennzeichnet sind und 

damit eine Umsetzung von Quoten in späteren Wertschöpfungsstufen erschweren, existieren 

zugleich Bereiche mit höherer Standardisierung und besserer Messbarkeit, wie beispielsweise 

Sprengstoffe und Kältemittel, die eine einfachere Integration regulatorischer Vorgaben 

ermöglichen können.  

Ähnliche Herausforderungen zeigen sich auch in Wertschöpfungsketten, die perspektivisch zu 

einem zusätzlichen Wasserstoffbedarf führen können. Neben einer hohen Produktdiversität, etwa 

im Maschinenbau oder bei Baustoffen, spielt hier zudem die Konkurrenz zu alternativen 

Dekarbonisierungsoptionen eine zentrale Rolle. Dies gilt insbesondere für Anwendungen im 

Bereich der Prozesswärme, etwa in der Metallverarbeitung, Glasindustrie, Chemieindustrie sowie 

in der Papier- und Holzverarbeitung. Gleichzeitig bestehen auch in diesen Bereichen einzelne 

Segmente mit günstigeren Rahmenbedingungen für eine regulatorische Umsetzung, wie 

beispielsweise im Bereich der Rohrproduktion, die durch eine vergleichsweise hohe 

Standardisierung und Regulierung gekennzeichnet ist.  

Regulatorischer Kontext. Die Umsetzung der Industriequote auf Ebene der Mitgliedsstaaten führt 

dazu, dass die Bundesregierung für die Einhaltung der Quote verantwortlich ist, und nicht 

diejenigen Unternehmen, die heute oder perspektivisch Wasserstoff einsetzen. Das führt dazu, 

dass die Bundesregierung, ggf. mit weiteren regulatorischen Instrumenten, dafür Sorge trägt, 

dass ausreichend grüner Wasserstoff eingesetzt wird, um die Quote zu erfüllen. Die aktuelle 

klimapolitische Regulierung im Industriesektor umfasst vielfältige Instrumente, die jeweils an 

verschiedenen Stellen der Wertschöpfungskette ansetzen, um die Zahlungslücke zwischen 

Wasserstoffangebot und -Nachfrage zu decken.  

Ein Beispiel für die direkte Anreizung von Wasserstoffnachfrage sind die Klimaschutzverträge bzw. 

CO2-Differenzverträge (BMWE, 2026). Das sind staatlich finanzierte Kompensationsverträge, die 

die Kostenrisiken von Unternehmen der energieintensiven Industrie beim Umstieg auf 

klimafreundliche Produktionsprozesse senken sollen. Hierbei wird die Kostenlücke zwischen CO2-

Vermeidungskosten und CO2-Preis gedeckt (EWI, 2026). Auch die direkte 
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Investitionskostenförderung von Wasserstoffanwendungen kann zu einem Hochlauf der Nachfrage 

nach grünem Wasserstoff führen. In der Vergangenheit wurde eine Investitionskostenförderung 

u. a. über das europäische IPCEI-Programm (Important Projects of Common European Interest) 

und ü er das deutsche  r gramm „De ar  nisierung in der Industrie“ durchge ührt (EWI, 2026). 

Ergänzend zielen diskutierte Ansätze zur Etablierung grüner Leitmärkte darauf ab, die Nachfrage 

nach klimafreundlichen Endprodukten zu stärken (BMUKN, 2026). Grüne Leitmärkte sollen 

nachfrageseitige Impulse für klimafreundliche Produkte durch Vorgaben bei öffentlichen 

Ausschreibungen setzen. Sie sind sowohl im europäischen Industrial Accelerator Act (IAA) also 

auch im Klimaschutzprogramm der Bundesregierung vorgesehen (BMUKN, 2026; EU Kommission, 

2026). Je nach Ausgestaltung ist dieses Instrument mit der Herausforderung verbunden, inwieweit 

Wasserstoff gegenüber anderen Dekarbonisierungsoptionen die wirtschaftlich effizienteste 

Lösung darstellt. Alle diese nachfrageseitigen Instrumente erfordern den Einsatz öffentlicher 

Mittel, um die wirtschaftlichen Nachteile des Einsatzes von grünem Wasserstoff auszugleichen 

und die Transformation zu unterstützen. 

Der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) verfolgt hingegen das Ziel, 

Wettbewerbsverzerrungen durch die durch den EU ETS vorliegende C ₂-Bepreisung zu vermeiden, 

indem nicht-EU-Importe ausgewählter emissionsintensiver Güter an das Preisniveau des 

EU-Emissionshandels angeglichen werden (European Kommission, 2026). Dabei ist es nicht das 

Ziel, Mehrkosten, die durch den Einsatz von grünem Wasserstoff im Produktionsprozess in einem 

EU-Mitgliedsstaat entstehen, beim Import desselben Produkts aus einem nicht-EU-Land zu 

kompensieren. Diese Wirkung hat der CBAM nur implizit, sobald die CO2-Bepreisung in der EU die 

Mehrkosten für grünen Wasserstoff ausgleicht. 
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6 Die Industriequote als Zielgröße für grünen Wasserstoff 

Ausgangspunkt der RED III. Die Industriequote der RED III definiert konkrete Zielwerte für den 

Einsatz von grünem Wasserstoff in der Industrie auf Ebene der Mitgliedstaaten und sieht vor, dass 

im Jahr 2030, je Mitgliedsstaat, 42 % des industriell genutzten Wasserstoffs durch grünen 

Wasserstoff gedeckt werden. Damit ist die Quote zunächst keine unmittelbare 

unternehmensspezifische Verpflichtung, sondern muss in der nationalen Umsetzung in konkrete 

Anreiz- oder Verpflichtungsmechanismen übersetzt werden.  

Unterschiedliche Wirkmechanismen. Die betrachteten Wertschöpfungsketten Ammoniak und 

Stahl zeigen, dass die nationale Umsetzung der Industriequote je nach Anwendung 

unterschiedliche Wirkungen entfalten kann. In bestehenden Wasserstoffanwendungen kann eine 

Industriequote direkt zur Substitution von grauem durch grünen Wasserstoff führen. Dadurch 

entstehen Mehrkosten in etablierten Produktionsprozessen, deren Weitergabe entlang 

nachgelagerter Wertschöpfungsstufen nicht automatisch gegeben ist. In potenziell neuen 

Wasserstoffanwendungen wirkt eine Vorgabe für grünen Wasserstoff dagegen auf die 

Wirtschaftlichkeit eines Technologiewechsels. In diesem Fall kann die Quote nicht nur die Kosten 

einer grünen Produktionsroute erhöhen, sondern auch Investitionsentscheidungen beeinflussen. 

Das Dilemma der verpflichtenden Industriequote. Für die Umsetzung der Industriequote stellen 

sich zwei Ausgestaltungsfragen: Auf welcher Stufe der Wertschöpfungskette ein Instrument 

ansetzt und auf welche Bezugsgröße die Verpflichtung angewendet wird. Ein früher Ansatzpunkt 

adressiert den Wasserstoffeinsatz direkt, kann zu klaren Investitionssignalen führen und ist 

aufgrund weniger Akteure, standardisierter Produkte sowie messbarer Wasserstoffmengen 

vergleichsweise gut umsetzbar. Gleichzeitig fallen die Mehrkosten zunächst bei vorgelagerten 

Unternehmen an, die häufig im internationalen Wettbewerb stehen und nur begrenzte 

Möglichkeiten zur Kostenweitergabe haben, wenn die nachgelagerten Wertschöpfungsstufen 

keine Anreize für den Einsatz von grünen Produkten aufweisen. Das kann zu einem 

Wettbewerbsnachteil in Deutschland produzierender Unternehmen und damit zu einer 

Verlagerung von Wertschöpfungsketten ins Ausland führen. Ein späterer, marktnäherer 

Ansatzpunkt kann die Nachfrage nach grünen Vorprodukten stärken und Mehrkosten näher an 

potenzielle Zahlungsbereitschaften rücken. Gleichzeitig steigen dort die Anforderungen an 

Nachweis, Zuordnung und administrative Umsetzung deutlich. Wird die Verpflichtung auf in 

Deutschland in Verkehr gebrachte Produkte bezogen, kann dies zwar marktnähere Nachfrage 

adressieren, es führt aber nicht zwingend zu einer Wasserstoffnachfrage in Deutschland, da grüne 

Zwischen- oder Endprodukte auch importiert werden können. 

Industriequote als Zielgröße. Die Industriequote ist somit vor allem als Zielgröße für den 

Hochlauf grünen Wasserstoffs in der Industrie zu verstehen. Da die Zahlungsbereitschaft für 

grünen Wasserstoff in der Industrie unterhalb der aktuellen Bereitstellungskosten liegt, sind 

weitere regulatorische Anreize notwendig, um die Industriequote zu erfüllen. Dabei kann die 

regulatorische Komplexität und die unternehmensspezifische Mehrkostenbelastung reduziert 

werden, wenn diese Instrumente bei messbaren und ggf. bereits regulierten Endprodukten 

ansetzen. 
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